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Antrag 

der Abgeordneten Peter Winter, Erwin Huber, Karl 
Freller, Hans Herold, Walter Nussel, Martin Bach-
huber, Jürgen Baumgärtner, Dr. Otmar Bernhard, 
Markus Blume, Petra Dettenhöfer, Wolfgang Fack-
ler, Christine Haderthauer, Klaus Holetschek, San-
dro Kirchner, Alexander König, Harald Kühn, Eber-
hard Rotter, Heinrich Rudrof, Dr. Harald Schwartz, 
Reserl Sem, Klaus Stöttner, Ernst Weidenbusch, 
Georg Winter, Mechthilde Wittmann CSU 

Regionalbanken von Bürokratie entlasten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich im Rah-
men der laufenden Überarbeitung des europäischen 
Bankenregelwerks auf Bundesebene und auf europäi-
scher Ebene dafür einzusetzen, dass risikoarme Re-
gionalbanken wie Genossenschaftsbanken und Spar-
kassen insbesondere durch Erleichterungen bei büro-
kratischen Melde- und Offenlegungsvorschriften von 
unangemessener Regulierung entlastet werden. 

 

 

Begründung: 

Die Neuausrichtung der Finanzmarktregulierung nach 
der Finanz- und Wirtschaftskrise war richtig und hat 
die Stabilität des Finanzsystems erhöht. Die neuen 
Regeln finden aber ohne Unterschied sowohl auf in-
ternationale Großbanken als auch auf regionale Insti-
tute Anwendung. Auch kleine, stabile und regional tä-
tige Banken müssen damit Anforderungen erfüllen, 
die einen hohen Aufwand verursachen, gleichzeitig 
aber nicht spürbar zu einer Erhöhung der Finanzstabi-
lität führen. Allein die bayerischen Genossenschafts-
banken belastet die Regulierung schon jetzt mit jährli-
chen Kosten in Höhe von rund 138 Mio. Euro. Das er-
schwert den Eigenkapitalaufbau bei den Banken und 
bedroht damit auch die Kreditvergabe an den Mittel-
stand. Zudem bleibt den Bankangestellten weniger 
Zeit für die Beratung ihrer Kunden. Deshalb müssen 
Regionalbanken von unangemessener Regulierung 

entlastet werden. Angemessen ist die Regulierung 
dann, wenn Kreditinstitute mit hohem Risiko strengen 
Vorschriften unterliegen und Kreditinstitute mit gerin-
gem Risiko weniger intensiv reguliert werden. Um 
mehr Proportionalität zu gewährleisten, sind differen-
zierte Regeln erforderlich. Das Proportionalitätsprinzip 
besagt, dass bei der Anwendung aufsichtlicher Anfor-
derungen das Risikoprofil des jeweiligen Unterneh-
mens zu berücksichtigen ist. Entscheidend sind hier 
nicht nur der Umfang der Geschäfte, sondern auch 
das Geschäftsmodell und die Komplexität der Risiken. 
Folgerichtig sehen die Vorschläge der Europäischen 
Kommission zur Überarbeitung der Eigenkapitalrichtli-
nie (CRD IV) und -verordnung (CRR) eine Befreiung 
kleiner Banken von bestimmten Melde- und Offenle-
gungspflichten vor. Diese Befreiung soll jedoch nur für 
Kleinstbanken mit einer Bilanzsumme von unter  
1,5 Mrd. Euro gelten. Dieses Kriterium ist für viele 
Sparkassen und Genossenschaftsbanken im Freistaat 
Bayern ungeeignet. Bedingt durch Kreditwachstum 
und Fusionen wird die Zahl der bayerischen Kreditin-
stitute mit einer Bilanzsumme unter 1,5 Mrd. Euro in 
den kommenden Jahren weiter sinken. Darüber hin-
aus ist es nicht zielführend, die Intensität der Regulie-
rung allein an der Bilanzsumme einer Bank auszurich-
ten. Ziel sollte sein, die Regulierung mit dem Risiko 
der Banken in Einklang zu bringen. Die Bilanzsumme 
ist dabei nur einer von mehreren Faktoren. Daneben 
sind das Geschäftsmodell eines Instituts oder seine 
Vernetzung im Finanzsystem ausschlaggebend. Um 
eine risikogerechte Regulierung und damit einen spür-
baren Bürokratieabbau für alle Kreditgenossenschaf-
ten, Sparkassen und regionalen Geschäftsbanken in 
Bayern zu erreichen, müssen die Vorschläge der Eu-
ropäischen Kommission nachgebessert werden. Von 
den Melde- und Offenlegungspflichten sollten insbe-
sondere risikoarme Regionalbanken entlastet werden. 
Zur Identifikation von risikoarmen Regionalbanken 
sind Kriterien zu entwickeln, die sich am Maßstab der 
Zielgenauigkeit, der Transparenz und der Anwender-
freundlichkeit orientieren und sich am Grad der syste-
mischen Relevanz ausrichten. Dabei kommen als ku-
mulativ zu erfüllende Kriterien insbesondere eine sta-
bile Einlagenbasis, ein ausgeprägtes Kreditgeschäft, 
ein geringes Auslandsengagement, die Präsenz vor 
Ort und die regionale Ausrichtung in Betracht. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie 

Antrag der Abgeordneten Peter Winter, Erwin Huber, Karl Freller 
u.a. CSU 
Drs. 17/16621 

Regionalbanken von Bürokratie entlasten 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Dr. Harald Schwartz 
Mitberichterstatter: Thorsten Glauber 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft und Medien, 
Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie fe-
derführend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 71. Sit-
zung am 28. September 2017 beraten und e i n s t im m i g  Zu-
stimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 168. Sitzung am 24. Oktober 2017 mitberaten 
und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 

 



 

17. Wahlperiode 14.11.2017 Drucksache 17/19015 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Peter Winter, Erwin Huber, Karl Freller, 
Hans Herold, Walter Nussel, Martin Bachhuber, Jürgen Baum-
gärtner, Dr. Otmar Bernhard, Markus Blume, Petra Dettenhöfer, 
Wolfgang Fackler, Christine Haderthauer, Klaus Holetschek, San-
dro Kirchner, Alexander König, Harald Kühn, Eberhard Rotter, 
Heinrich Rudrof, Dr. Harald Schwartz, Reserl Sem, Klaus Stött-
ner, Ernst Weidenbusch, Georg Winter, Mechthilde Wittmann 
CSU 

Drs. 17/16621, 17/18907 

Regionalbanken von Bürokratie entlasten 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich im Rahmen der laufenden 
Überarbeitung des europäischen Bankenregelwerks auf Bundesebene 
und auf europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass risikoarme Re-
gionalbanken wie Genossenschaftsbanken und Sparkassen insbeson-
dere durch Erleichterungen bei bürokratischen Melde- und Offenle-
gungsvorschriften von unangemessener Regulierung entlastet wer-
den. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Wenn sich das Plenum wieder beruhigt hat, fahren wir in der Tagesordnung fort. Hin­

sichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktio­

nen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abgeordnete 

Felbinger (fraktionslos). Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
116. Plenum, 14.11.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 116. Vollsitzung am 14. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 116. Vollsitzung am 14. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 116. Vollsitzung am 14. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 116. Vollsitzung am 14. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 116. Vollsitzung am 14. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 116. Vollsitzung am 14. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 116. Vollsitzung am 14. November 2017


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/16621 vom 27.04.2017
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/18907 des WI vom 24.10.2017
	Beschluss des Plenums 17/19015 vom 14.11.2017
	Plenarprotokoll Nr. 116 vom 14.11.2017

